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Datenschnüffelei gegen Sozialhilfeempfänger im Schweizer Kanton Bern 

Arm, aber durchleuchtet
Von Peter Nowak

Sozialhilfeempfänger im Schweizer Kanton Bern müssen einer Offenlegung ihrer
persönlichen Verhältnisse zustimmen.

Die Schweiz ist berühmt für ihr Bankgeheimnis, und viele Schweizer wollen auch, dass das
so bleibt. Für alle Bürger gilt es jedoch nicht. Das stellte kürzlich das Schweizer
Bundesgericht in einem Urteil klar, als es die Verfassungsmäßigkeit des zu Beginn dieses
Jahres in Kraft getretenen Sozialhilfegesetzes des Kantons Bern überprüfte. Geklagt hatten
zahlreiche Organisationen, darunter die Demokratischen Juristinnen und Juristen Bern
(DJB), die Partei der Arbeit, die Alternative Linke und das Komitee der Arbeitslosen und
Armutsbetroffenen Kabba.
Ihrer Ansicht nach verstößt das Gesetz nicht nur gegen die Verfassungsgrundsätze des
Datenschutzes, sondern verletzt außerdem das verfassungsmäßig garantierte Recht auf
Hilfe in Notlagen. Ihr Hauptkritikpunkt ist der Zwang zur Datenabgabe, die im Berner
Sozialhilfegesetz festgeschrieben ist. So müssen Bewerber um Sozialhilfe bereits beim
Einreichen ihres Antrags eine Vollmacht ausstellen, die den Sozialbehörden Einblick in
sensible persönliche Informationen wie Krankenakten oder Bankdaten ermöglichen soll.
Kritiker sprechen von einem Zwang zur Denunziation und von »Spitzeldiensten gegen
Hilfsbedürftige«. Schließlich werde nicht nur der Informationsaustausch zwischen
Behörden erleichtert. Das Gesetz verpflichtet auch Vermieter, Firmen, Familienangehörige
oder WG-Mitbewohner »zur Erteilung mündlicher und schriftlicher Auskünfte, die für den
Vollzug erforderlich sind«. Die Behörden können solche Informationen ohne Zustimmung
und Wissen der betroffenen Person einholen.

»Die hysterisch geführte Sozialhilfemissbrauchsdebatte führt im Kanton Bern zur
systematischen Entrechtung Hilfsbedürftiger«, schreibt die Schweizer Wochenzeitung.
Doch die Mehrheit der Richter beim Schweizer Bundesgericht erklärte den Passus für
verfassungsgemäß. In der Anfang Oktober veröffentlichten schriftlichen Urteilsbegründung
wird allerdings festgestellt, dass die Vollmacht nur als letztes Mittel zur Anwendung
kommen solle. Überdies dürfe bei einer Weigerung, sie zu unterzeichnen, die Sozialhilfe
nicht unter das Existenzminimum gekürzt werden. Für den Gerichtspräsidenten Rudolf
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Ursprung sind die Zweifel daran, dass die buchstabengetreue Lesart des Gesetzes
verfassungskonform ist, nicht beseitigt. Die Sozialdienste hätten aber kein Interesse an
einer verfassungswidrigen Auslegung, begründete das Mitglied der rechtspopulistischen
Schweizer Volkspartei (SVP) seine Zustimmung zum Gesetz.
Die SVP sorgt mit Kampagnen gegen Migranten und Muslime, aber auch gegen
Sozialhilfeempfänger immer wieder für Schlagzeilen. Die Kläger äußerten sich trotz ihrer
Niederlage in einer Erklärung zufrieden, weil das Gericht erkannt habe, dass die Vollmacht
aus politischen Gründen in das Gesetz geschrieben worden sei. Außerdem hoffen sie, dass
mit dem Urteil einer extensiven Auslegung der Vollmacht Grenzen gesetzt worden sind.

Besonders zufrieden zeigt sich allerdings neben der SVP die wirtschaftsliberale FDP. Beide
Parteien haben in Bern die Regelung gegen den Widerstand von Sozialdemokraten und
Grünen im Parlament durchgesetzt. Nachdem die Verschärfung im Kanton Bern vor
Gericht Bestand hatte, gibt es auch in anderen Kantonen Überlegungen, ähnliche
Regelungen einzuführen. Die von manchen Demokratietheoretikern auch hierzulande
gelobten Volksabstimmungen sind kaum ein Hindernis, weil Initiativen, die die Interessen
von Erwerbslosen und Sozialhilfeempfängern stärken wollen, dabei in der Regel keine
Mehrheit bekommen.
Diese Erfahrung mussten auch die Gegner des Berner Sozialhilfegesetzes machen. Unter
dem Motto »Datenschutz für alle« hatten verschiedene soziale Initiativen und
Erwerbslosengruppen im vorigen Jahr Unterschriften für ein Referendum gesammelt. Dies
wurde abgebrochen, weil nur knapp die Hälfte der erforderlichen Unterschriften
zusammengekommen war. Erst dann versuchte man, den Schnüffelparagraphen auf
juristischem Weg zu stoppen.
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